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Westliche WährungsreformDer „Retter “ warf den „Währungs¬
strang “

Zu hoch, als mit den Wellen rangDer Michel.Die Bettung war ein Meisterstück : — —Gesund der „Retter “ — — welch eia
Glück —Und Michel?

Wochenblatt der Kommunistischen Partei Deutschlands/Landesbezirk Baden
Jahrgang 3, Nr. 28 Mannheim, 21. JuU 1948 Preis 15 Pfg. |

Die Sowjetregierung antwortet
Gesamtdeutsche Verhandlungen erforderlich — Sowjetunion zur Versorgung 4er gesamten BerlinerBevölkerung bereit

(E.B.) Die Antwortnote der Sowjet¬union an die Westmächte wurde am
14. Juli den Regierungen der USA,Großbritanniens und Frankreichs über¬mittelt . Sie enthält eine klare und ein¬
deutige Beweisführung bezüglich der
Schuldfrage an den gegehwärtigen Zu¬ständen in Deutschland. Angesichts die¬ser unabweisbaren Feststellungen , dieoffensichtlich Bestürzung hervorriefen ,geht die Erörterung der Westmächteüber künftige Maßnahmen und die
Stellungnahme zu der sowjetischenAntwort nur sehr langsam voran.Die Sowjetregierung stellt in ihrerNote fest , daß die Westmächte, indemsie durch Sondermaßnahmen in denwestlichen Zonen Deutschlands das
System der Viermächte - VerwaltungDeutschlands zerstörten und eine west¬deutsche Regierung zu schaffen began¬nen , damit gleichzeitig die Rechts-
gundlage zerstörten , auf die sich ihrRecht zur Teilnahme an der Verwal¬
tung Berlins gründete .

Die Maßnahmen der sowjetischenMilitäradministration in Deutschlandmußten einzig und allein zum Schutzeder Wirtschaft ihrer Besatzungszoneerfolgen . Da die Westmächte alle ge¬meinsam getroffenen Viermächteab¬kommen über Deutschland und Berlindurch ihre Handlungen zernichte mach¬ten , tragen nur sie die Verantwortungfür die gegenwärtige Situation undinsbesondere die gegenwärtige BerlinerKrise .
Die Viermächtebesetzung Berlins Ist,wie die Nöte der Sowjetregierung in

Erinnerung bringt , nur ein Teil desViermächteabkommens über Deutsch¬land . Durch die Errichtung einer west¬deutschen Hauptstadt in Frankfurt

Verbote . . .
Verbot von KPD-Veröffent¬

lichungen in Bayern
Alle Veröffentlichungen der KPDBayern , einschließlich Flugzettel , Pla¬kate und Broschüren , wurden aufGrund einer Zeichnung im KPD-Infor-mationsblatt , in der die Bizone als einAbfallkübel dargestellt war , in denwertlose Ware geworfen wird , für dieDauer eines Monats verboten . Die

Militärregierung erklärte hierzu , daßdiese Zeichnung böswillig und auf¬reizend sei und gegen die Grundsätzeguter Journalistik verstoße .
KPD-Informat.-Blatt verboten

Die „Tribüne der Demokratie" , In¬
formationsorgan der KPD des LandesBremen , wurde von der Militärregie -rurg für die Dauer von vier Wochen- verboten Wie die KPD in Bremenmitteilt , hat die Militärregierung denin der „Tribüne “ angeschlagenen Tonbeanstandet .

Hart und gerecht beurteilt
(EB) In den Straßen der Stadt Hof¬geismar hat eine bisher rieht bekannteKolonne an verschiedenen Ecken derStadt gegen die Währungsreform Stel¬lung genommen , indem sie auf dieBürgersteige der Stadt mit weißer Oel -farbe schrieb:

„Währungsreform — Volksbetrug . Hin¬weg mit den Spaltern Deutschlands !"

„Rettet Berlin?“
„Rettung ???“ Was heißt hier „Rettet

Berlin ?“
Kann der Kopf ohne Rumpf denn leben?Die Rettung Deutschlands liegt uns im

Sinn;Für sie unser Kampf, unser Streben !
—lux —

sind die Voraussetzungen für die Teil¬nahme der Westmächte an der Verwal¬
tung Berlin» hinfällig geworden . Die
sowjetische Militäradministration batvon jeher starkes Interesse an dem
Wohlergehen der Berliner Bevölke¬
rung bekundet und tut dies auch wei¬terhin . Sie ist bereit , die Versorgungder gesamten Berliner Bevölkerungans eigenen Mitteln zu gewährleisten .Die Sowjetunion ist weiter bereit ,jederzeit in Viermächte -Verhandlungen

einzutreten unter der Voraussetzung ,‘ daß die Westmächte solche Verhand¬lungen nicht an die Erfüllung irgend¬welcher Bedingungen knüpfen . Außer¬dem können sich solche Verhandlun¬
gen nicht nur auf die Frage Berlin be¬schränken , sondern müssen die ge¬samtdeutsche Frage behandeln , da die
Sonderfrage Berlin nicht von der um¬
fassenden Frage der Viermächtekon¬trolle Gesamtdeutschlands getrenntwerden kann.

Schüsse aus dem Hinterhalt
Antidemokratischer Feldzug gipfelt inMord — Togliatti außer Lebensgefahr

(EB) Ein Sturm der Entrüstung fegteüber Italien, als Palmiro Togliatti , dervon allen Werktätigen geliebte Vor¬sitzende der Kommunistischen ParteiItaliens , durch 4 Schüsse aus der Waffeeines Meuchelmörders zu Boden ge¬streckt wurde . Antonio Palante , derden Anschlag auf Togliatti verübte , istMitglied der Liberal - DemokratischenPartei und stammt aus Sizilien , wo die
Verbrecherorganisation „Maffia“ einoffenes Terrorregime ausübt und ins¬besondere vor den Wahlen Gewaltakteam laufenden Band gegen die demo¬kratische Volksfront organisierte . Einerder berüchtlgsten slzilianisehen Ban¬denführer hat sogar kürzlich um Lie¬ferungen im Rahmen des Marshall¬planes nachgesucht und dabei verspro¬chen, die von ihm gewünschten Waffentreu zur Bekämpfung des Kommunis¬mus-anzuwenden .Die Schüsse, die Togliatti trafen ,. galten nicht nur dem von den Reak¬tionären aller Schattierungen gehaßtenLeiter der Kommunistischen ParteiItaliens , sondern waren an alle fort¬schrittlichen Kräfte gerichtet , derenSymbol im Kampf für die Freiheitund Unabhängigkeit Italiens der Mär¬tyrer geworden Ist. Der feige Mordän-

schlag ist der Höhepunkt eines unge¬heuerlichen Feldzugs gegen dep Kom¬munismus und gegen alle Menschen,die für eine bessere Zukunft kämpfen.Die ständig wachsende Flut von Lügen,Verleumdungen , Haß und Polizeiterrorhat erst den Täter ermutigt . Die wah¬rem Schuldigen, die wie ln Deutschlandso auch in Italien den Hetzfeldzug or¬ganisierten und das Feuer schürten,haben durch ihr Erbleichen gezeigt,daß sie schuldig sind , und alle schein¬heiligen Beileidserklärungen könnende Gasperi und seine Regierungsmit -glieder nicht von dieser Schuld be¬freien . Und wer denkt nicht an die

Mordhetze des heute in Amerika leben¬den Vorwärts - Redakteur Stampferam Vorabend der Ermordung von KarlLiebknecht und Rosa Luxemburg , wenner erfährt , daß das Blatt der Sarragat -Sozialisten, „Humanitä “, am Vorabenddes reaktionären Mordanschlags for¬derte , man müsse „Togliatti an dieWand stellen .“
Mit Freude hört die ganze fortschritt¬liche Welt, daß die unmittelbare Le¬bensgefahr für den Genossen Togliattiüberwunden ist, sodaß er weiterhin ander Spitze der Werktätigen Italiens fürdie Interessen seines Volkes kämpfenkann . Ein Beispiel für die Liebe , diedas italienische Volk Palmiro Togliattientgegenbringt , ist jene grauhaarigeFrau , von der die „New York HeraldTribüne “ vom 18. 7. berichtet und diezweifellos die Haltung von Millionenitalienischer Menschen ausdrückta , alssie vor dem Operationsraum der Kli¬nik mit vor Erregung hoher Stimmeausrief : „Ich bin für Gott, für Togliattiund für das Volk .“
Unbeeinflußt von Kanzel und Dollarhat das italienische Volk spontan seinerwahren Stimmung Ausdruck verliehenund durch einen gewaltigen General¬streik seine Forderungen unterstrichen :

„Rücktritt der Regierung de Gasperi —Hinweg mit dem Innenminister Scelba— Ordnung und Frieden ziehen insLand, wenn die Nation sich von ihrenVerderbern säubert .“ — Das gilt auchfür uns!
In Italien wie ln Deutschland und lnder übrigen Welt sind die Kräfte ,welche die Hand des Mörders lenktenund unter Mißbrauch des Namens derFreiheit den Kampf gegen die Freiheitorganisieren , zum Untergang verur¬teilt . Denn die Kräfte des Fortschrittsder Freiheit und der Demokratiesind stärker , und mit ihnen sind dieVölker dieser Erde.

,Rettet-Berlin“-Rummel auch in Mannheim
Mißbrauch des Mannheimer Stadtrates zu Antikommunistenhetzeand bestellten Ablenkungsmanövern

(EB) Dem Fraktionsvorsitzenden derSPD, Jakob Sommer , fiel die dankbareAufgabe zu, nach ^Erledigung der üb¬rigen Tagesordnungspunkte in der letz¬ten Sitzung des Mannheimer Stadtratseine Entschließung zu den Vorgängenin Berlin zu begründen , wie sie gegen¬wärtig in gleicher oder ähnlicher Fas¬sung auf Befehl des Parteivorstandesder SPD und anderer Stellen , die ander Verschärfung der Gegensätze zwi¬schen den Besatzungsmächten inter¬essiert sind , von allen SPD-Fraktionenin den Landes- und Kommunalparla¬menten Westdeutschlands eingebrachtwerden .
Die Mannheimer Entschließung un¬terscheidet sich Inhaltlich von den inanderen Körperschaften eingebrachtennur dadurch , daß sie sichtlich bemühtist , einen gemäßigten Ton anzuschla¬gen. Man geht wohl nicht fehl in derAnnahme, daß dies auf den Einspruch

besonnener Kräfte innerhalb der SPDln der Arbeiterstadt Mannheim zu¬rückzuführen ist, welche wohl die Un-
sinnigkeit der befohlenen Hetzkam¬
pagne einsehen und deshalb , da siesich allen höchsten Befehlen nichtoffen widersetzen können , bestrebtwaren , die gröbsten Auswüchse zu
vermeiden .

Konnte der Wortlaut der Erklä¬
rung , die für die CDU von Kuhn undfür die DVP von Dr. Bitterich unter¬zeichnet war , noch den Eindruck er¬wecken, als wende man sich — ineiner Weise, die übrigens eine fla¬
grante Verletzung der KontroUrats -
bestimmungen darstellt — lediglichgegen die notwendigen Maßnahmender sowjetischen Besatzungsmacht , soließen die erklärenden Worte JakobSommers Iminen Zweifel darüber , daß
es sich um übelste , ferngelenkte , anti -

(Fortsetzung auf Seite 2)

Er ahnt , daß er aus Wassersnot
„Gerettet “ für den Hängetod.Der Michel!

Regierung
ohne Kommunisten!

Von Robert Leibbrand M. d. L.Die Beteiligung der Kommunisten ander württembergisch -badischen Regie¬rung ist gewissen Leuten schon langeein Dorn im Auge. Seit Jahr und Tagwühlen die Unternehmerkreise der In¬dustrie - und Handelskammer verstecktund offen gegen den kommunistischenArbeitsminister . Sie werden unterstütztvon Abgeordneten und Ministem derCDU, obwohl sie dem Arbeitsministerm seiner sachlichen Tätigkeit nicht dengeringsten Vorwurf machen konnten .' Nun glauben sie, endlich den lang¬ersehnten Vorwand gefunden zu ha¬ben, weil die kommunistischen Abge¬ordneten die antikommunistische De¬monstration nicht mitmachten, zu derman im Landtag die „durch die sepa¬rate Währungsreform im Westen“ ver¬schuldete schwierige Lage * der Berli¬ner Bevölkerung mißbraucht hat . Des¬halb droht die CDU jetzt im Landtagmit dem Ausschluß der Kommunistenaus der Vier-Parteien -Regierung undsie rechnet nicht ohne Grund auf Un¬terstützung durch die SPD.Natürlich ist die Berliner Frage nurein billiger Vorwand. Der wahreGrund , warum man gerade jetzt dieKommunisten aus der Regierung aus-scheiden will, liegt in den wachsendensozialen Gegensätzen . Es war ja nichtgenug , daß die Währungsreform Hun¬derttausende von kleinen Sparern undKleinrentnern über Nacht zu Bettlerngemacht hat . Deutsche Parteiführerund Regierungsmänner , die in schein¬heiligen Worten die sozialen Fragenund Ungerechtigkeiten im Währungs¬gesetz der Militärregierungen beklag¬ten , tun gleichzeitig alles , um dieseUngerechtigkeiten noch zu vergrößern .Während Arbeiter -und Angestellte vonArbeitslosigkeit und Lohnabbau be- ,droht sind , während Altersrentner undKriegsopfer bangen , woher sie imnächsten Monat die karge Rente be¬kommen , steigen durch die Politik desFrankfurter Wirtsehaftsrates die Preisefür Schuhe , Textilien und andere le¬benswichtige Waren von Tag zu Tag.Die Gesundung der Wirtschaft, die unsvon der Währungsreform versprochenwurde , entpuppt sich , schon heute alsein Gesundstoßen für kapitalistiscneUnternehmer und große Gesellschaft*-leute . Der Tag X war für sie dasSignal zu einem Großangriff auf dieLebenshaltung der arbeitenden Bevöl-kertmg .
Für diese Politik ist der kommuni¬stische Arbeitsminister natürlich einmächtiges Hindernis . Es ist gewissenLeuten unbequem , daß der Arbeitsmi¬nister als einziger ln der Regierung dieForderungen der Gewerkschaften unddas volle Mitbestimmungsrecht der Be¬triebsräte vertritt Es ist ihnen unbe¬quem , daß da und dort in den Aemternnoch ein Kommunist sitzt der gegenMassenentlassungen , Lohndruck, Unter¬

stützungskürzungen und Preistreibe¬reien Widerstand leistet Darum sollendie Kommunisten aus der Regierungund überall sonst ausgeschaltet undmundtot gemacht werden . Schon hatdie CDU im Landtag verlangt daß die
kommunistische Fraktion im Landtagweniger Redezeit erhalten soll, als dieanderen Landtagsfraktionen , und derCDU-Vorsitzende Andrö forderte eine
Aenderung des Wahlrechts , in der nurnoch die Wahl zwischen den Kandida¬ten der CDU und der SPD bleibenwerde .

Daß die CDU als Verteidigerin der
kapitalistischen Ordnung oder vielmehr
Unordnung gegen die bösen Kommunl-

(Fortsetzung auf Seite ft
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Regierung ohne Kommunisten!
(Fortsetzung von Seite U

„Rettet -Berlin"-Rummel auch in Mannheim
(Fortsetzung von Seite 1)

sten zu Felde zieht , kann niemand
überraschen . Aber wie kommen die
SPD -Führer dazu , diesen antikommu¬
nistischen Feldzug mitzumachen und
sich sogar an seine Spitze zu setzen ?
Wenn die scharfe sozialdemokratische
Kritik an der bürgerlichen Mehrheit
des Wirtschaftsrates ehrlich gemeint
ist , dann müßte doch die SPD -Führung
mithelfen , daß - sich alle Arbeiterorga¬
nisationen gemeinsam gegen die kapi¬
talistischen Angriffe zur Wehr setzen .
Statt dessen aber . schlägt die SPD -
Führung blindwütig nur gegen links
und schwächt damit die Abwehrkraft
der Arbeiterschaft . Der sozialdemokra¬
tische Wirtschaftsminister Dr . Veit , der
im Landtag selbst die großen wirt¬
schaftlichen Gefahren für die arbei¬
tende Bevölkerung schilderte , verlangt
Von den SPD -Mitgliedem in den Be¬
trieben und den Gewerkschaften , sie
müßten jede Zusammenarbeit mit
ihren kommunistischen Kollegen auf¬
geben . Und während so die SPD - Füh¬
rung den Bruch mit den Kommunisten
erzwingen will , trafen sich in Koblenz
der SPD -Vorsitzende Ollenhauer mit
dem CDU-Vbrsitzenden Adenauer , um
unter Ausschaltung aller anderen Par¬
teien den kommenden deutschen West¬
staat auszuhandeln . Die Koalition SPD -
CDU zeichnet sich immer deutlicher ab .

Die SPD -Führung ist die Gefangene
ihrer eigenen Politik geworden . Sie hat
gemeinsam mit der CDU dem Mar¬
shallplan zugestimmt , der ein Plan
nicht des Wiederaufbaus einer demo¬
kratischen deutschen Wirtschaft , son¬
dern des Wiederaufbaus des deutschen
Kapitalismus ist und alle seine Lasten
den Schaffenden aufbürdet . Die SPD -
Führer haben unter Verzicht auf dfie
berechtigte Forderung nach einem Frie¬
densvertrag am lautesten nach einem
Besatzungsstatut gerufen und nun sind
sie selbst erschrocken über das Statut ,das die Militärregierungen präsentier¬
ten . Es ist die gemeinsame Schuld und
das gemeinsame schlechte Gewissen ,
das bei der SPD -CDU-Koalition Pate
steht . Sie wissen beide , daß die Hoff¬
nungen , die sie auf den Marshallplan
und den westdeutschen Separatstaat
gesetzt haben , grausam enttäuscht wer¬
den müssen . Darum sollen die unbe¬
quemen Mahner , die Kommunisten ,
ausgeschaltet und mundtot gemacht
werden .

Wir Kommunisten waren und sind
bereit , trotz aller Meinungsverschie¬
denheiten und Gegensätze mit allen
Parteien zusammenzuarbeiten , um we¬
nigstens die einfachsten Lebensnot¬
wendigkeiten und Rechte der arbeiten¬
den Bevölkerung zu sichern .

Aber die Verteidiger des Kapitalis¬
mus , die sich immer so sehr gegen den
Klassenkampf ereifern , sie wollen den
rücksichtslosen brutalen Kampf . Die
kommunistische Partei braucht sie nicht
zu fürchten . Keine Macht der Welt
wird uns hindern können , sei es inner¬
halb oder außerhalb der Regierung ,
innerhalb oder außerhalb dea Parla¬
ments , die Interessen aller Schaffenden
zu verteidigen und uns , allen Zeitungs -
manövem zum Trotz , für die einheit¬
liche Front der Arbeiterschaft einzu¬
setzen . die wachsen und siegen wird .

kommunistische Propaganda handelte .
Dem reaktionären Fraktionsführer der
CDU; Kuhn , der schon vor Wochen im
Sinne der geheimsten Absichten des
SPD -Parteivorstandes in Hannover im
Mannheimer Stadtrat eine antikom¬
munistische Aktion gestartet hatte ,
mußte das Herz im Leibe lachen , als
er hören konnte , wie Jakob Sommer ,
ganz im Stil und mit dem Wortschatz
des Hetzplakats des Hannoverschen
Parteivorstandes , befehlsgemäß seinen
Angriff gegen die KPD startete . Wenn
der „Tagesspiegel “ kürzlich bekannt¬
gab , daß es jetzt an der Zeit sei , die
Rolle der Kommunistischen Partei im
demokratischen Staat näher zu be¬
trachten und schrieb , es werde „nun
eine westdeutsche Demokratie geben “,
und , da man jetzt im Westen gewillt
sei , „ernsthaft “ an die Arbeit zu gehen ,
müsse man den Kommunisten in aller
Deutlichkeit sagen , daß „für Kommu¬
nisten in einer deutschen Demokratie
kein Platz ist “

, so ließ Sommer die
Hannoversche Katze aus dem Sack mit
der Erklärung , man habe auch in
Mannheim vielleicht zu lange so ge¬
tan , als ob man wirklich glaube , daß
die Kommunisten Demokraten seien .
Seine antikommunistischen Schlag¬
worte würzte Sommer mit völlig ent¬
stellten Bildern über die Vorgänge in
Berlin . So bezeichnete er die vor dem
Berliner Stadthaus demonstrierende
Menschenmenge als eine Gruppe von
hundert Arbeitern aus Sowjet -AG«,
die Polizei bezeichnete er als „kom¬
munistisch dirigiert “ und scheute sich
sogar nicht , die Berliner Arbeiter anti¬
semitischer Gesinnung und Hand¬
lungen zu bezichtigen .

Der bekannte Vertreter der Mann¬
heimer Werktätigen , Stadtrat Paul
Schreck , wies für die kommunistische
Fraktion in ruhiger und würdiger
Weise die ferngelenkte Hetze zurück .
Er bezeichnete sie als einen schwachen
Abklatsch dessen , was im württember -
gisch -badischen Landtag und in an¬
deren Parlamenten vor sich ging und
verwies darauf , daß der DVP -Abgeord¬
nete Theodor Heuß ja ganz offen und
unmißverständlich erklärt hat , was der
Zweck solcher Entschließungen ist ,
nämlich nicht eine Hilfe für Berlin ,
sondern die Hetze gegen die Kommu¬
nisten . Der mit so großem Aufwand
betriebenen „Hilfs “propaganda " egen
bestimmte Zwecke und Absichten zu¬
grunde , die mit einer wirklichen Hilfe
für Berlin überhaupt nichts zu tun
haben . Die Bevölkerung Westdeutsch¬
lands leidet selbst ungeheure Not und
der ganze Hilfsrummel bringt den Ber¬
linern in den Westsektoren in Wirk¬
lichkeit keine Hilfe , sondern soll die
Bevölkerung Westdeutschlands nur
von ihrer eigenen Lage und von den
volksfeindlichen , mit der Errichtung
des westdeutschen Separatstaates zu¬
sammenhängenden Maßnahmen ablen¬
ken . Selbst der der SPD angehörende
Stellvertreter Schlange - Schöningens .
Podeyn , mußte zugestehen , daß an und
für sich genügend Lebensmittel für
die Versorgung Berlins vorhanden
sind . Welches Interesse kann dann aber

Gesamtdeutsche Gewerfcschaftseinliett
UGO sucht „westliche Verbindungen“ — Gegen Spalter and AFL-Agenten
Die heutige Gewerkschaftsbewegung

in Deutschland unterscheidet sich von
der Bewegung vor 1933 durch ihren
fortschrittlichen Charakter .

Trotz rückläufiger Tendenzen , die
sich zeigen in der Bildung von Berufs¬
organisationen , wie Beamtenverbände ,
Lokführer -Organisationen und andere
kleine Gruppen , muß feetgestellt wer¬
den , daß die Werktätigen aus der Zer¬

rissenheit der Gewerkschaftsbewegung
vor 1933 gelernt haben und einer ein¬
große Teile des Beamtentums haben
heitlichen Gewerkschaftsbewegung zu¬
streben . Arbeiter und Angestellte und
erkannt , daß die Kraft der Werktäti¬
gen in einer geschlossenen einheit¬
lichen Gewerkschaft liegt . Diese Er¬
kenntnis veranlaßt auch den Zusam¬
menschluß der Gewerkschaften über
alle Zonen zu betreiben . Wenn der
Zusammenschluß bisher nicht Wirk¬
lichkeit wurde , so deshalb , well Kräfte
dagegen arbeiten , die entweder aus der
Vergangenheit nichts gelernt haben
oder unter parteipolitischem Einfluß
stehen .

Wie schädlich das für die Gewerk¬
schaften ist und wohin das führt , zei¬
gen warnend die Berliner Gewerk¬
schaften . Dr . Suhr , Kaiser , Müller und
andere haben ihre Parteipolitik in die

Berliner Gewerkschaften getragen ,
well ihnen aber die Mehrheit keine
Folge leistet , den FDGB von Groß -
Berlin gespalten . Nach eigenen An¬
gaben von Dr . Suhr (die außerdem an -

gezweifelt werden ) folgen von 700 000
Mitgliedern , die der FDGB in Berlin
hat , 260 000 der UGO , jene Spalter¬
organisation , die sich „Unabhängige
Gewerkschaftsopposition “ nennt .

Anstatt zu kämpfen für bessere Le¬
benshaltung der Werktätigen , anstatt
zu kämpfen für die Durchführung des
in Berlin beschlossenen Enteignungs¬
gesetzes , zerschlagen die Sprecher der
UGO die Gewerkschaften , rauben un¬
ter dem Schutz der westlichen Besat¬
zungsmächte die Büros der Gewerk¬
schaften aus , entführen (Be kassierten
Beträge der Mitglieder und anderes
mehr .

Der gewünschte Erfolg blieb den
Spaltern versagt . Sie sind eine Min¬
derheit geblieben und werden dank
der fortschrittlichen Politik des FDGB
zu einem Grüppchen zusammen¬
schrumpfen .

Aus dieser Erkenntnis wenden sich
die Spalter mit einem Hilferuf an die
Gewerkschaftsbünde der westlichen
Zonen .

die werktätige Bevölkerung Deutsch¬
lands überhaupt daran haben , den
„kalten Krieg “ der Besatzungsmächte
zu finanzieren ? Genau das will aber
die SPD -Führung , denn in ihrem
Pressedienst schreibt sie : „Man stelle
sich die Lage General Clays vor , wenn
er in Washington neue finanzielle For¬
derungen anmelden muß , um den kal¬
ten Krieg um Berlin durchhalten zu
können , und wenn ihm dort vorgehal¬
ten werden kann , daß es der west¬
deutschen Bevölkerung gleichgültig zu
sein scheine , was mit Berlin ge¬
schieht .“

Wir Sozialisten sind immer bereit ,
zu helfen , auch Berlin , aber wir , und
mit uns die ganze werktätige Bevöl¬
kerung Westdeutschlands , haben kei¬
nerlei Interesse daran , zu allem auch
noch die Hauptkosten und Lasten des
Berliner Konfliktes zu übernehmen .

Aber wirkliche Hilfe wird nicht ge¬
leistet durch offensichtliche Ablen¬
kungsmanöver , welche die Augen der
hungernden Bevölkerung vor der
westdeutschen Wirklichkeit verschlie¬
ßen sollen . Bezeichnenderweise hat der
Bundesvorstand des ADGB Württem¬
berg -Baden einstimmig abgelehnt , sich
zu solchen parteipolitischen Manövern
mißbrauchen zu lassen , und auch das
Rote Kreuz in Württemberg -Baden ist
nicht geneigt , an der Zubereitung der
NSV -„Hilfs “suppe mitzuwirken , die
man den Berlinern zu kochen beab -
sichtigt .

Stadtrat Schreck lenkte die Auf¬
merksamkeit auf zwei Plakate , die
man heute an den Häusern und Mauern
sehen kann . Ueber dem einen steht
„Rettet Berlin “, und es enthält von A
bis Z nichts als übelste antisowjetische
Propaganda und Hetze gegen die Kom¬
munisten . Das andere Plakat stellt die
Frage „Was nun ? “, und es zeigt den

Weg , den die werktätige Bevölkerung
angesichts der Währungsreform , des
Elends und des Chaos beschreiten muß ,
um die Not zu meistern . Es gibt keinen
Zweifel darüber , welches der beiden .
PlSkate den richtigen Weg zeigt . Auch
wir Sozialisten fühlen uns solidarisch
mit der Berliner Bevölkerung , aber
für uns ist Berlin die Hauptstadt
Deutschlands , und mit ihr zusammen
wollen wir unser gemeinsames Vater¬
land wieder aufrichten . Wenn die
SPD -Führung einseitig Stellung nimmt
zugunsten jener Besatzungsmächte , die
gerade bei uns herrschen , so können
und werden wir ihr hierin nicht fol¬
gen . Nur damit helfen wir Berlin , daß
wir eine unabhängige deutsche Politik
betreiben . Wir orientieren uns weder
nach Osten noch nach Westen , Son¬
dern nur nach Deutschland und den
Interessen des deutschen Volkes . Des¬
halb wiederholen wir immer wieder
jene Grundforderungen , welche jeder
Deutsche von ganzem Herzen und mit
ganzer Seele vertreten kann :

Anerkennung der Einheit Deutsch¬
lands und Verzicht auf den sepa¬
raten Weststaat .
Freie gesamtdeutsche Wahlen und
Schaffung einer gesamtdeutschen
Regierung .
Baldiger Abschluß eines gerechten
Friedensvertrags .
Abzug aller Besatzungstruppen .
Von diesem deutschen Programm

lassen wir uns nicht ablenken durch
jene , die die Leiden der Bevölkerung
in Parteipropaganda ummünzen wol¬
len . Nicht Berlin , sondern die na¬
tionale Existenz unseres Volkes , ganz
Deutschland ist in Gefahr . Und des¬
halb heißt unser und der Ruf aller
vaterlandsliebenden demokratischen
Kräfte :

Rettet Deutschland !

Demontagen im Westen
Sinkende Steuereinnahmen —

(EB ) Die Demontagen in West¬
deutschland gehen weiter . Erst vor
kurzem brachte die Presse Meldungen
über die Demontage der „Gute - Hoff -
nung -Hütte “ und der „Henckel -
Werke “ . Der Betriebsrat der Henckel -
Werke stellte sehr richtig fest , daß die
Demontage praktisch einer Vernich¬
tung gleichkommt , denn es ist unver¬
meidlich , daß die Maschinen durch den
Abbruch so leiden , daß die Anlagen an
anderer Stelle gar nicht wieder auf¬
gerichtet werden können . Zudem sind
die Kosten für den Abbruch , die auf
deutsche Rechnung gehen , zusammen
mit den Kosten für die Wiederaufstel¬
lung der Anlagen so hoch , daß es bei
weitem billiger käme , eine neue An¬
lage zu bauen .

Die Mannheimer Arbeiter erinnern
sich bei dieser Gelegenheit des Ab¬
baues der Anlagen des unterirdischen
Elektrizitätswerks im Großkraftwerk
Rheinau . Die Demontage allein kostet
mindestens 2 Millionen Mark . Die Ko¬
sten des Wiederaufbaus an anderer
Stelle sind sicher äußerst beträchtlich .
Die Stadt Mannhäm schlug daher sei¬
nerzeit vor , auf deutsche Kosten ein
völlig neues Werk am Bestimmungsort
zu errichten , weil das billiger komme .
Das wurde abgelehnt , ebenso wie der
Vorschlag , das Werk in Mannheim zu
belassen , mit deutschen Arbeitskräften
in Betrieb zu halten und die gesamte
laufende Produktion an Strom an den

Die kommissarische Leitung des
FDGB Groß -Berlin , wie sich die Dr .
Suhr . Heinemann , Kaiser und andere
nennen , richten ein Schreiben an die
Gewerkschaftsbünde der westlichen
Zonen und bitten um „offizielle Ver¬
bindung “.

Die .Gewerkschaftler der Zonen
außerhalb Berlins mischen sich nicht
in die Angelegenheiten der Berliner
Gewerkschaften , damit werden die
Berliner allein fertig . Sie werden den
Spaltern die richtige Antwort erteilen .

Als Gewerkschaftler verwahren wir
uns aber dagegen , mit den Feinden
der Einheit der Gewerkschaften , mit
der UGO oder mit anderen Gewerk¬
schaften , die sich der Spaltung schul¬
dig gemacht haben , offizielle Verbin¬
dungen herzustellen . Die UGO mag
sich mit den Gewerkschaftsmitgliedern
ln Groß -Berlin auseinandersetzen . Die
Gewerkschaftsmitglieder der westlichen
Zonen wollen eine einheitliche , fort¬
schrittliche , gesamtdeutsche Gewerk¬
schaftsbewegung unter Ausschluß aller
Spalter und Agenten der AFL , -wm -

steigende Arbeitslosigkeit
jetzigen Bestimmungsort zu liefern ,
wozu nur eine mit verhältnismäßig ge¬
ringen Kosten zu erstellende Anschluß¬
leitung notwendig gewesen wäre .

Dieser hier in Westdeutschland ge¬
machte Vorschlag , der vielen Mann¬
heimer Arbeitern ihren • Arbeitsplatz
gesichert hätte , entspricht haargenau
dem , was in der sowjetisdi besetzten
Zone Deutschlands die rund 170
sowjetischen AGs darstellen : zur De¬
montage bestimmte Betriebe , welche
von der Besatzunjfsmacht an Ort und
Stelle belassen und mit deutschen Ar¬
beitskräften weiter betrieben werden .
Lediglich die Produktion wird von der
Besatzungsmacht übernommen .

Im Westen Deutschlands wurde und
wird dieser für den deutschen Werk¬
tätigen und für die deutsche Wirt¬
schaft vorteilhafte Weg nicht beschrit¬
ten , Sondern die Demontage geht wei¬
ter . So wurden die Buna -Werke in
Hüls angewiesen , am 1. Juli einen
Teil ihrer Produktionsstätten stillzu -
legen . In den betroffenen Betriebs¬
abteilungen werden Essig , ferner
Schuhsohlen , Absätze , Fahrradberei¬
fungen und ähnliches hergestellt . Von
der Stillegung werden 3400 Betriebs¬
angehörige betroffen .

Die Betriebsräte und Obleute der
Dortmund -Hördter Hüttenwerke wand¬
ten sich gegen die beabsichtigte De¬
montage der Grobblech -Walzenstraße
mit einer ’ Entschließung , in der es
heißt :

„Der Abbau dieser Walzenstraße
hätte zur Folge , daß über ein Drittel
unserer Rohstahlerzeugung nicht mehr
ln unserem eigenen Werk fertig ver¬
arbeitet werden könnte . Dadurch wür¬
de die Existenz des ganzen Werkes
mit seiner über .8000 Mann starken
Belegschaft aufs Spiel gesetzt . Wir
werden uns der Demontage mit Mit¬
teln , die uns geeignet erscheinen ,
widersetzen .“

Einen ungefähren Begriff über die
Folgen der . Demontagen gibt eine
Meldung aus ’ Düsseldorf , welche be¬
sagt . daß ln Nordrhein -Westfalen der
Ausfall an Steuern durch die Demon¬
tagen rund 37 Millionen Mark beträgt ,
davon rund 5.4 Millionen Mark an
Gemeinde - , 19,4 Millionen Mark an
Einkommen - und Körperschafts - , 6 .5
Millionen Mark an Lohn - und 5,8 Mil¬
lionen Marie an Umsatzsteuern . Vor¬
aussichtlich werden 30 000 Werktätige
arbeitslos , von denen fast 16 000 in kei¬
nem anderen Beruf eingesetzt werden
können . Für die Unterstützung dieser
Arbeitslosen werden jähriieh 9,8 Mil¬
lionen Mark veranschlagte .
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Revidiert Bremen den § 218
(DFP ) Bremen . Die endgültige Fas¬

sung des von einer Sonderkommission
ausgearbeiteten Revisionseotwurfs für
den § 218 sieht außer der medizinischen
und ethischen Indikation auch eine Un¬
terbrechung der Schwangerschaft aus
sozialen Gründen vor . Danach darf
eine Unterbrechung auch vorgenommen
werden , wenn durch die sozialen Ver¬
hältnisse der Schwangeren oder ihrer
Familie die Gesundheit der Mutter

. oder des zu erwa rte nden Kindes ernst¬
lich gefährdet ist . Sie darf weiter vor¬
genommen werden , wenn die Notlage
durch soziale oder andere Hilfsmaß¬
nahmen nicht beseitigt werden kann .
Der Entwurf wurde gegen die Stimmen
aller bürgerlichen Parteien von den
Vert r etern der beiden Arbeiterpar¬
teien angenommen .

Der Eierzauber
Es war einmal ein Mann , der war

,Jklug wie die Schlangen " und wußte
sich immer zu helfen . Dieser Mann
war gesetzt als Obrigkeit über alles
Land , aus dem die Eier heckommen .
Er grämte sich aber sehr darüber , daß
das Ei , das doch für die alten , kränken
und schwachen Leute und für die Kin¬
der eine so wertvolle Nahrung ist , in
Deutschmark ausgedrückt nur so ge¬
ring bewertet wurde . Nur 12 Pfennig
für ein Ei — war das nicht direkt
beleidigend . ein Minderwertigkeits¬
komplex ? Das mußte anders werden ,
aber wie ? Man konnte doch nicht den
amtlichen Preis verdreifachen oder
vervierfachen ! Aber besagter Ober -
Eierbewirtschafter war klug wie die
Schlange und er war ein Eierbeschwö¬
rer . Flugs sprach er seinen Zauber¬
spruch :

Das Ei ist frei !
Das Ei ist frei !
Hdkus pokus veroch windibus '
Eins , zwei , drei !

Und sofort waren alle Eier ver¬
schwänden aus den Milchläden und
den Geschäften für Krankeneier . Sie
wollten sich nicht mehr für 12 Pfennig
verkaufen lassen .

Für eine Deutschmark netto Kasse
waren aber fortan Spiegeleier sogar
nebenan beim Metzger zu haben und
— man denke ! — selbst rassische Eier .
Hoffentlich sind es wenigstens w*iß-
russische Eier . Und der Mann , der so
klug war wie die Schlange , hatte
frisch , fromm , fröhlich und frei sein
Ziel erreicht — da gibtis nichts zu
beschönigen . Argus .

Frauen im Handwerk
(DFP ) Unter den in über 00 000

Berliner Handwerksbetrieben 284 000
Beschäftigten befinden sich nahezu
100 000 Frauen , dazu 8000 weibliche
Lehrlinge . An 2800 Gesellenprüfungen
beteiligten sich über 1000 weibliche
Lehrlinge , während an 2250 Meisterprü¬
fungen rund 500 Frauen beteiligt
waren . Bei den Gesellenprüfungen fie¬
len 17 Prozent durch , bei den Meister¬
prüfungen 27 Prozent . Am stärksten ist
der 'Andrang der Frauen im Friseur¬
handwerk , in dem gegenüber 300 männ¬
lichen Lehrlingen 1680 weibliche Lehr¬
linge arbeiten .

32 000 weibliche Betriebsräte
Von 157 000 Betriebsräten in der so¬

wjetischen 8fsata :lmge7ftno Deutsch¬
lands sind über 32 000 Frauen , die auch
an der Arbeit der Gewerkschaftsiei -
tungen einen bedeutenden Anteil
haben .

Der Frauenüberschuß
(DFP ) Während im deutschen Durch¬

schnitt 125 Frauen auf MO männliche
Personen entfallen , ist das Verhältnis
in Berlin 147 zu 100. Am niedrigsten
ist der Frauenüberschuß in Hamburg ,wo auf 100 Männer . nur " 116 Frauen
kommen .

Unzeitgemäße Justiz
(Sttgt . EB ) Ein 73jähriger Arzt in

Ludwigsburg wurde vom Landgericht
wegen Abtreibung in 29 Fällen zu
einem Jahr sechs Monaten Gefängnisund zweijährigem Berufsverbot ver¬
urteilt . Es wurde nachgewiesen , daß
es sich in sämtlichen Fällen um völlig
mittellose Frauen handelte , und er nur
aus sozialen Motiven und aus Mitleid
und Menschlichkeit handelte , wes¬
wegen ihm mildernde Umstände zu—
gebilligt wurden . — Nazimörder aber
werden von den westlichen Gerichten
am laufenden Band freigesprochen oder
zu geringen Strafen verurteilt .

Für die Frau

HaosaogesieHte — ja oder nerä?
Von Friedei Jung

Die Entwicklung der Technik und
der modernen Industrie bedingte auch
die Entwicklung der arbeitenden Men¬
schen . Der Kampf der Arbeiterbewe¬
gung um Bildung und Aufklärung hat
eine n wesentlichen Beitrag zu dieser
Entwicklung geleistet .

Der Achtstunden tag wurde zur Not¬
wendigkeit in aßen Berufszweigen und
in Deutschland für die meisten Arbeit¬
nehmer bis zum Jahre 1933 zur Selbst¬
verständlichkeit . Der Mensch braucht
ganz einfach genügend Freizeit , um
seine Arbeitskraft in der vollen Höhe
zu erhalten . Der arbeitende Mens ch
hatte erstmalig durch die verkürzte
Arbeitszeit Anteil am geistigen und
kultureQec Schaffen in Deutschland .
Obwohl man in Deutschland schon im¬
mer ein grofies Gerede darüber machte ,
daß die Frau eine schwächere körper¬
liche Konstitution — viele behaupten
auch , einen schwächeren Geist — habe

als der Mann , hat man nicht daran
gedacht , der im Haushalt artleitenden
Frau den Achtstundentag zu gewähren ,
damit auch sie Schritt halten konnte
m der menschlichen Entwicklung .
Greifen wir nur den großen Berufs¬
zweig der Hausangestellten heraus und
erinnern uns der Arbeitsbedingungen ,
wie sie vor 1945 waren und auch heute
noch sind . Der Arbeitstag begann früh
um 6 oder 6.30 Uhr und dauerte in der
Regel bis abends 20 Uhr . mit höch¬
stens zwei Freistunden .

Diese Regel wurde sogar vielfach
durchbrochen und der Arbeitstag en¬
dete oft erst um 22 Uhr abends . Die
Hausangestellten haben es nicht ver¬
standen , sich gewerkschaftlich zu or¬
ganisieren , um durch den Zusammen¬
schluß bessere Arbeitsbedingungen zu
erreichen . Sie haben vielmehr des Weg
des Ausscheidens aus diesem Berufs¬
zweig gewählt . So haben wir seit

„Unsterbliche“ Propaganda !

Gestern :
Ein Blick durch meine Brille wird Dich

lehren ,
Welch ’ Chaos herrscht im Sowjetstaat .
Wie hoch ist unser „Führer “ zu ver¬

ehren .
Der dies bei uns verhindert hat .

Beute :
Ein Blick durch meine Brille läßt Dich

schauen ,
Was hinterm „Vorhang " vor sich geht :
Welch Chaos herrscht und Grauen
Dort wo der Wind aus Osten weht .

—lux —

Sduddspruch im Heidelberger XrzteprozeB
Straffreiheit auf Grand der Amnestie — Betriebsrat hat rechtzeitig

gewarnt
17 Kleinstkinder und Säuglinge wa¬

rm das Opfer der unhaltbaren Zu¬
stände in der Heidelberger Universi¬
täts -Kinderklinik , über die wir bereits
im Juli 1947 berichtet haben . 17 Kin¬
dern wurde syphilitisches Blut einge -
spritzt ; das ist der nackte Tatbestand .
Die Verhandlung vor dem Landgericht
in Heidelberg hat ergeben , daß dem
Löter der Klinik , Professor Bamber -
ger , und seinen Oberarzt Sefrin ein¬
deutig die Schuld an diesen Vorkomm¬
nissen trifft .

Man braucht wohl nicht Arzt zu
sein , um zu wissen , daß ein Blutspen¬
der gesund «ein muß . In der Kinder¬
klinik wurden die allereinfachsten

rang von Uebertragung kranken Blu¬
tes außer acht gelassen . Keine Rönt¬
gen - und keine allgemeine Unter¬
suchung der Blutspender , auch keine
ärztliche Belehrung derselben . Keine
vierteljährliche Nachunter suchu ng der
Blutspender auf Geschlechtskrankhei¬
ten . wie vorgeschrieben . Dazu .laien¬
hafte " Karteiführung , laut Feststellung
des Richters . Man müßte es geradezu
als ein Wunder bezeichnen , meinte ein
Sachverständiger , daß eigentlich nicht
noch mehr passiert ist .

Professor Bamberger übernahm im
Januar 1946 die Heidelberger Klinik .
& ist vom Fach . 19JB—1945 Leiter der
Kinderklinik in Königsberg . Ursprüng¬
lich gegen den Widerstand der Nazi¬
partei , wie er sagt . Im April 194« stellt
er Mängel im Blutspendewesen der
Heidelberger Klinik fest und gibt Auf¬
trag zur Reorganisation . Der Oberarzt
Sefrin gibt den Auftrag an einen Assi¬
stenzarzt weiter . Und damit — aus .

Um (Ke Durchführung der Anord¬
nung kümmerten sich weder der Chef
noch der Oberarzt , wobei man im
Zweifel sein konnte , ob der Oberarzt

überhaupt über eine richtige Organi¬
sation des Blutspendewesens im Bilde
war . Es hätte einer Viertelstunde be¬
durft , tun den Untergebenen die nöti¬
gen Instruktionen an erteilen und
einer weiteren Väerrelstunde , um die
Durchführung zu kontrollieren . ' Mit
dieser Feststellung eines der Sachver¬
ständigen fallen alle Versuche , den An¬
geklagten Bamberger wegen Arbeits¬
überlastung zu entschuldigen , in sich
zusammen .

Bei den noch lebenden Kindern
konnten die Folgen der Syphilis¬
ansteckung vorläufig überwunden wer¬
den . Zum Glück der Angeklagten
konnte nicht einwandfrei nachgewie¬
sen werden , daß bei den Todesfällen
(insgesamt 10) die Syphilis die alleinige
Ursache war .

Die Angeklagten haben Glück ge¬
habt . Straffrei auf Grund der Amne¬
stie . Bamberger und Sefrin haben sich
durch Fahrlässigkeit schuldig gemacht .
Das wurde ausdrücklich festgestellt .
Interessant ist noch , was in diesem
Prozeß nicht zur Sprache kam . Dem
Betriebsrat der Heidelberger Kliniken
waren die Verhältnisse bei der Kin¬
derklinik bereits 194« aufgefallen . Er
war deswegen beim Kultusministerium
vorstellig . 1947 stellt der Betriebsrat
fest : „Herr Professor Bamberger hat
seine —Aerzteaufsichtspflicht verletzt . . .
Herr Professor Bamberger hat per¬
sönliche Freundschaften und Interes¬
sen dem Wohl der Klinik vorangestellt .
Wir stellen den Antrag , daß nunmehr
Herr Prof . Bamberger und sein Ober¬
arzt Sefrin beurlaubt werden .“ Soweit
der Betriebsrat .

\
Abschließend sei die Hoffnung aus¬

gesprochen , daß die Universitätsklinik
unter neuer Leitung die entstandene
Scharte wieder auswetzt . -kg -

-etwa 1930 den Zustand , daß sich die
Schm « zwischen Nachfrage und An¬
gebot immer mehr vergrößerte . Wer
die Mentalität der deutschen Frau
kennt , weiß , daß die Liebe zum Ko¬
chen , Backen und Betreuen noch
ebenso stark ist wie vor hundert Jah¬
ren . Eine große Anzahl Frauen und
Mädchen würde auch heute in diesem
Beruf Erfüllung Anden . Auf der an¬
deren Seite hat sich die Struktur der
Haushalte , die eine Hausgehilfin . be¬
nötigen , gegen frühere Jahrzehnte we¬
sentlich geändert . Heute ist es za
einem großen Teil die berufstätige
Frau , die zu ihrer Entlastung eine
Kraft im Haushalt braucht . Für diese
berufetätigen Frauen ist das Problem
der Hausangestellte » eine ebenso
dringliche Angelegenheit wie für de
Hausangestellten selbst .

In Bayern wurde ein Gesetzentwurf
ausgearbeitet , der die alten Zustände
verewigen möchte . U. a . sieht dieser
Entwurf vor , daß die Arbeitsreit nicht
vor 0 Uhr früh beginnen und nicht
nach 30 Uhr enden soll . In der Zwi¬
schenzeit wird gnädig eine Stunde
Freireit für die Einnahme von Früh¬
stück . Mittagessen , Vesper und Abend¬
essen gewährt
, In Frankfurt a . M. wurde von Frau
Harnet , Frauen verband Frankfurt ,
Leiterin des Ausschusses für Haus¬
wirtschaft und Ernährung , ein Tarif¬
vertrag ausgearbeitet . Die Arbeitszeit
wird hier von morgens 7 Uhr bis
abends 20 Uhr , mit einer zweistün¬
digen Freizeit , festgeiegt .

Zu solchen Entwürfen muß man im
Interesse der berufstätigen Frauen —
auch im Interesse der Hausfrauen
selbst , denen es um die Anerkennung
ihrer eigenen Arbeit und die Verwirk¬
lichung der gleichen Rechte ernst ist - *•
betonen : Es ist an der Zeit , alte Vor¬
urteile und traditionelle Anschauungen ,
die sich hemmend auf die Entwick¬
lung der Frau ausgewirkt haben , über
Bord zu werfen . E3ne Neuregelung ist
so schnell wie möglich notwendig .
Aber eine Regelung in der Weise , daß
die Arbeit der Frau im Haushalt
genau so gewertet und anerkannt wird
wie die Arbeit anderer Berufszweige .
Die Wertung findet in der Richtung
Ausdruck , daß auch für diesen Beruf
dieselben Arbeitsbedingungen geschaf¬
fen werden wie für andere Berufs¬
zweige , also 48-Stunden -Woche für die
Hausangestellte und eine Bezahlung ,
die der Entlohnung in Industrie und
Wirtschaft gleichkommt . Wenn man
heute anerkennt , daß die Frau in der
Wirtschaft und im öffentlichen Leben
die gleiche Stellung beanspruchen
kann wie der Mann , so muß man auch
den Mut haben , für die Rechte der
Hausangestellten einzutreten . Die Harra- '
angestellten selbst sind im eig ^pen
Interesse verpflichtet , sich in einer ge¬
werkschaftlichen Organisation zusam¬
menzuschließen , um , gemeinsam mit
den Werktätigen aller Berufe , auch
für sich bessere Arbeite - und Lebens¬
bedingungen zu erkämpfen .

Was der letzte Krieg kostete
(DFP ) New York . Nach Berechnungen

amerikanischer Statistiker kostete der
letzte Weltkrieg sämtliche daran betei¬
ligten und dadurch in Mitleidenschaft
gezogene Staaten etwa eine Trillion
Dollar <1 000 000 000 000). Die gleichen
Statistiker erredmeten , daß diese
Summe ausgereicht hätte , um sämt¬
lichen Familien der Erde eine Sechs -
Zimmer -Villa mit Garage zu bauen
und in die Garage ein Auto zu stellen .
Der Rest hätte dann noch gereicht , um
jeder Gemeinde mit mehr als 5009
Einwohnern ein modernes Kranken¬
haus und eine ebensolche Schule za
bauen und beide Gebäude auszustatten .
Druekkosten der D(ollar)Mark

= 30t Millionen Dollar
Die Druekkosten für die D-Mark -

Banknoten belaufen sich, wie nunmehr
aus Fr ankf urt bekannt wird , auf 100
Millionen Mark , das sind nach dem
gegenwärtigen Verrechnungskurs rund
30 Millionen Dollar . Dieser Betrag wird
vermutlich durch die JEIA aus Export¬
einnahmen beglichen . Für die Hart¬
geldstücke . die jetzt in München uni
Stuttgart geprägt werden , wird ein be¬
trächtlicher Teil der Zinkproduktion
benötigt .

Heinrich Heine
zur Währungsreform

Hat man viel , so wird man bald
Noch viel mehr dazu bekommen .
Wer nur wenig hat , dem wird
Auch das wenige genommen .

Wenn du aber gar nichts hast ,
Ach , so lasse dich begraben —
Denn ein Recht zum Leben , Lump ,
Haben nur die etwas haben .
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Unterdggfrpe
Sie brachten das Schäfchen

ins Trockene

WehrwirtschaftsffittrerOr. Fritz Reuther
nicht auf der Anklagebank

Zur bevorstehenden Verhandlung gegen die Sehläger bei Bopp & Reuther
Am 29 . Juli werden sich der ehe - teils nach mehr als 40 Arbeitsjahren ,Zu dem Skandal bei der Verteilung malige Nazi - Betriebszellenleiter der auf die Straße geworfen und teilweiseder Elektroherde im Kreise Tauber - Firma Bopp Sc Reuther , Karl Jäckle , in das Gefängnis gesteckt . SA - undbischofsheim schreibt man uns noch : ferner die Schläger Gimber , Most - SS-Leute traten an ihre Stelle . Ein

„Als die Währungsreform endgültig berger und drei weitere Angeklagte zwei Meter hohes Hakenkreuz amvor der Türe stand , waren es die fun - vor der Strafkammer des Landgerichts Wasserturm der Firma , nachts be -renden Persönlichkeiten der Stadt , be - Mannheim zu verantworten haben . All leuchtet , symbolisierte den Geist dersonders die direkten und indirekten die Scheußlichkeiten und Verbrechen Betriebsleitung . Bei Judenaktionen

Die unter dieser Rubrik veröffentlichten
Einsendungen unserer Leser decken sich
nicht in Jedem Falle mit der Auffassung

der Redaktion

Nochmals — der große Bluff
. . ., daß der Betriebsrat bei Bekannt¬

werden des erhöhten Arbeitsanfälle »
des Besatzungskostenamts sich sofort

Anhänger der CDU , deren Ziel es war , gegen Fremdarbeiter und Kriegsgefan - • wurden vom Betrieb SA -Rollkomman - da ^ d^ Be^ mten
'
und

^
Amres

'
t^ Uenihr Schäfchen noch rechtzeitig ins gene werden bei dieser Gelegenheit dos abgestellt und bezahlt . Dr . Fritz der derzeitigen Ernährunsslage Ueber -Trockene zu bringen . Auffallend ist , zur spräche kommen und die an den Reuther betätigte sich als Propaganda - gtUnden leisten Der Betriebsrat hatdaß bei der Verteilung der Elektro - Verbrechen beteiligten Personen hof - redner für die NSDAP ln dem zum sowo hi beim

‘
Ernährungsamt Mann -herde gerade die Personen den Vorzug Entlieh ihrer gerechten Strafe zu- Robert - Ley -Saal umbenannten Speise - helm als auch beim Landesernährungs -prhipltpn d. » o. r* m solchen Stell un - geführt . raum der Firma . Dr . Fritz Reuther amt Karlsruhe zusammen mit dem Be-

Die Vorgeschichte dieses Prozesses bat sogar Persönlich zu Mißhandlun - triebsrat des Besatzungskostenamtesist nicht ganz uninteressant . Am an Fremdarbeitern aufgerordert . Heidelberg für eine etwa langfristig zu
17 . April 1947 hatte das „Volksecho “ Wie steht es also mit der Anklage - leistende hohe Ueberstundenzahl als
Gelegenheit genommen , den Schleier erhebung gegen Dr . Fritz Reuther und Minimum die Schwerarbeiterzulage ge-
über die Vorgänge in der genannten eimge Herrenhaus der damaligen Be- fordert und sowohl dem Herrn Direk -
Firma während der Kriegszeit unter
Nennung von Namen zu lüften . Zu¬nächst regte sich aber bei der Staats¬
anwaltschaft nichts . Erst nachdem
einige von uns Beschuldigte die Frech¬
heit besaßen , das „Volksecho “*. beim

triebsleitung , Herr Staatsanwalt ?
Nach einer Intemierungszeit von

einem Drei Vierteljahr erfreut sich Dr .
Fritz Reuther am Tegernsee in Bayern
seiner Freiheit . Sein dortiger Gutshof ,der Kothof , ist wieder freigegeben , und

Staatsanwalt anzuzeigen , kam eine Un - s°flar seine wertvolle Kunstgemälde - Fra ge kommen können . An diesem° 1 n— .u T. . —— :1. 1 L. n: j] am CamaaI Unni » IM AP. - . - - — , «

erhielten , die sich in solchen Stellun¬
gen befinden , die auch nach der Wäh¬
rungsreform die Möglichkeit zur Be¬
schaffung eines solchen Elektroherdes
gewährleisten . Indessen sind die müh¬
sam erworbenen Ersparnisse des klei¬
nen Mannes in ein Nichts zerronnen .
Es wird in vielen Familien die Ar -
beltsosigkeit folgen und ein Existenz¬
kampf einsetzen , der vielleicht höch¬
stens die emährungsmäßigen Bedürf¬
nisse befriedigen läßt . Wo bleibt das
soziale Verständnis eines Bürgermei¬
sters Bruch , wenn er zu seinem kom¬
binierten Elektro -Kohlenherd sich auch
noch einen weiteren Elektroherd zu¬
weisen läßt ?

Es kamen nicht nur Herde , sondern
auch Nähmaschinen zur Verteilung .
Wer führt hier die Liste der Empfän¬
ger an ? „Bürgermeister Bruch “ , der
sich von den für Flüchtlinge zugewie - _ _ _senen Nähmaschinen gleich eine tele - nennen hier den Mitinhaber und ehe - gegen Dr . Fritz

"
Reuther und anderephonisch zuweisen ließ . maligen Leiter der Firma , Herrn Dr . Herren aus der damaligen Betriebs -

Hätte sich Herr Bürgermeister Bruch Fritz Reuther . Mitglied der NSDAP leitung ? Heute haben Fritz und Karl
.weniger um Elektroherde und Nähma - seit 1931, Mitgliedsnummer 918 780 . Reuther , die Neffen des Herrn Dr .schinen gekümmert , die er beide mit 1932 wurde er zusammen mit anderen Fritz Reuther . diesen in der Betriebs -
seinem Gehalt auch nach der Wäh - Verschwörern gegen die Weimarer Re- leitung ersetzt . Die heutige Betriebs¬

publik auf Schloß Reichenau aus¬
gehoben . Vorübergehend Präsident der
Mannheimer Handelskammer , war er
natürlich Wehrwirtschaftsführer . Die
aktiven Gewerkschaftler der Firma
Bopp & Reuther , wurden 1933 sofort ,

tor des Ernährungsamtes als auch dem
Herrn Vertreter des Finanzministe¬
riums in Karlsruhe eindeutig erklärt
daß für Mannheim ohne Gewährung
von Ernährungszulagen (Schwerarbei¬
terzulagen ) Ueberstunden nicht in

tersuchung , zunächst gegen uns , in
Gang . Die Untersuchung bestätigte
die Richtigkeit unserer Angaben und
es kam zur Anklageerhebung .

Auf der Anklagebank sitzen die
Werkzeuge einer schändlichen Politik .

Sammlung ist bei der Bensel -Bank in
Mannheim , der Hausbank der Firma ,
in Sicherheit . Seit Jahren hat der Be¬
triebsrat dem Oeffentlichen Kläger das
vorliegende Material unterbreitet
aber noch ist kein Spruchkammerter¬
min bekannt . Und das kurz vor Tor -

Standpunkt hat der Betriebsrat ein¬
stimmig bis zuletzt festgehalten .

Der Betriebsrat Besatzungs¬
kostenamt und Feststellungsbehörde

Wie wir weiter erfahren , hat eine Be¬
triebsversammlung ; des Besatzungskosten -Wie aber steht es mit den Draht - Schluß . Wir fragen den Oeffentlichen »mts «Ta «

^
FlsmeUnnTsbehBrde demziehern und Hauptschuldigen ? Wir Kläger : Wann tagt die Spruchkammer Betriebsrat einstimmig das Vertrauen aus-

rüngsreform noch spielend anschaffen
könnte , hätte er sich mehr um das
Wohl seiner Stadt gekümmert , denn
hätte er in großem Maße das Ver¬
trauen seiner Stadt gewonnen “ .

E. B., Tauberbischofshelm .
Sie spotten unserer Not !

(PD ) Unter dem Titel „Gemästetes
Elend “ schreibt die christlich -demo¬
kratische „Neue Zeit “ am 10 . Juli :

„Wer den Schaden hat , braucht für
den Spott nicht zu sorgen . Aber es ist
immer aufschlußreich zu sehen , wer
mit den Opfern eines Unglücks seinen
Spott treibt .

leitung stellt sich beispielsweise im¬
mer noch auf den alten „Herr - tm
Hause “ - Standpunkt . Die Betriebs¬
arbeiter sehen mit Interesse dem kom¬
menden Prozeß entgegen und fordern
die Bestrafung der Hauptschuldigen .

Kongreß der Sjcb jn Schweigen . Unsere verschie -BritiSchen Medizinischen Gesellschaft denen Feststellungen über die unhalt -
ffinf baren Zustände in dieser Anstalt blie -meldet , rünr rundliche und kräftige K _- a - *«. «,** p . ^ , •

deutsche Mädchen als Beweis dafür ben ohne Antwort . Es liegt wohl im

Landesgefängnis Mannheim antwortet nicht . . .
Mißachtung der Menschenrechte und schrankenlose Willkür ?

Wird das Justizministerium endlich eingreifen ?
Die Direktion des Landesgefäng - War die Erschießung eines Gefange -

nisses Mannheim , unter der Regie des nen im Jahre 1947 wirklich notwendig ;Herrn Regierungsrats Kämmerer , hüllt hätte man nicht auch die Flucht dieses
Gefangenen , ohne von der Schußwaffe
Gebrauch '' zu machen , verhindern kön¬
nen ?

Wie war es möglich , daß mit dem
. .„„„„fr, . * . n __ . T , „ , _ _ öffentlichen Interesse , wenn wir er - Material der Landesgefängnisdruckerei

nnU warten , daß die dem Gefängnis über - falsche Brotmarken hergestellt werden"
SÄ* ^ a

H3h P
eb“ Z geordneten Behörden , vor allen Din - konnten ? Wie kamen die falschen

könne — wenn man nebenher soviel gen der zuständige Staatsanwalt und Brotmarken in das Landesgefängnis ?
Brot essen kann , wie man will . Dieses das Justizministerium , sich mm endlich Warum werden antifaschistisch -
Experiment wurde nämlich mit den um die Schaffung geordneter Verhalt - demokratisch emgestellte Aufseher
fünf deutschen Kindern , die im Alter « las®

..
kun \rae ™ u?.

d das Regime der dauernd entlassen und Belastete ein -
zwischen 9 und 15 Jahren stehen , un - Willkür , das in dieser Anstalt noch
ternommen . In dem Bericht heißt es herrscht , . beseitigen . Wir verlangen
weiter , die Kinder hätten in fler Ver - ein e gründliche Untersuchung , die fol-
suchszeit zweimal so viel zugenommen gendes feststellen soll :

gestellt ?
Stimmt es , daß belastete Personen ,die nur in einfacher Arbeit beschäf¬

tigt werden durften , dennoch in ihren
und seien anderthalbmal so groß ge¬worden . wie es für Ihr Alter nor¬
mal ist .

gesprochen . Wir freuen uns feststellen zu
können , daS die Befürchtungen des Ein¬
senders , der in unserer Nummer ZS ver¬
öffentlichten Zuschrift nicht eingetreten
sind , sondern daß der Betriebsrat seinen
Mann gestellt und sich voll und ganz und
auch erfolgreich für die Interessen der
Belegschaft eingesetzt hat . (D . Red .)

Unseren Lesern fällt auf
. . . daß trotz der guten und reich¬

lichen Frühkartoffelernte der Preis im¬
mer noch die unverschämte Höhe von
15 Pfennigen hält ;

. . . daß der Bauer trotzdem nicht ein¬
mal ganz 10 Pfg . für das Pfund Kartoffeln
erhält ;

* . t daß bis Jetzt noch kein Wort über
die Auszahlung der restlichen 20 DM des
Kopfgeldes zu hören ist ;

. . . daß ein Paar Schuhe 30 DM kostet
und noch nicht einmal zu haben ist .

Ausnahmebestimmungen
für die KPD in Heidelberg

Die KPD Heidelberg ersuchte am 14 .
Juli 1948 um Ueberlassung des Rat¬
haussaales im Stadtteil Rohrbach für
Durchführung einer öffentlichen Ver¬
sammlung zur Frage der Währungs¬
reform . Am 16. Juli 1948 erhielt die
KPD die Mitteilung , daß der Oberbür¬
germeister von Heidelberg entschieden
habe , daß Amtsräume grundsätzlich
für Veranstaltungen politischer Par¬
teien nicht zur Verfügung gestellt
werden . Wir stellen die bescheidene
Anfrage , ob dem Herrn Oberbürger -alten verantwortungsvollen Stellungen me ister bekannt ist daß die eieichenWar um verweigertman kranken Ge- verbliebem Amtsräume am 9 Juli 1948 von einerfangenen die ärztliche Betreuung und T“ — — . . .- — „ ■ .. . . . . _ . . Im Landesgefängnis spukt der alte Partei zu einer öffentlichen politischenWir haben keinen Anlaß , an diese war es möglich , daß ein junger reaktionäre Nazigeist und der muß Veranstaltung benutzt wurden . WennSchaustellung gemästeten deutschen “ a.n.n v

.on 21 Jabran >, gesund in das endlich vers ^hwindeh und mit ihm die ja , welche AusnahmebestimmungenElends Worte des Kommentars zu ver - eingeliefert , nach kurzer Herren um den Herrn Kämmerer , die waren hierfür maßgebend , oder be-geuden . Wir sind sicher , daß die bloße totkrank dem Stadt . Krankenhaus für die Zustände verantwortlich sind , stehen bereits für die KPD Ausnahme -Nachricht jedem deutschen Leser er¬
möglicht . sich das richtige Urteil über
diese .wissenschaftliche “ Offenbarungder Nächstenliebe zu bjjden , die ja nur
eine von vielen ist .“

überwiesen wird und dort verstarb . kg - gesetze ?

Kreiskonferenz
der KPD für den Stadt und Land¬

kreis Mannheim
am Samstag , den 24. Juli 1948, nach¬
mittags 15.00 Uhr in der Kantineder Mannheimer Motorenwerke .

Tagesordnung :
1 . Referat zur politischen Lage ,Ref . : Willy Grimm .2. Bildung der Kreisorganisation

Mannheim — Wahl des Kreisvor¬
standes .

Pünktliches Erscheinen der Dele¬
gierten ist notwendig . Ohne Dele¬
giertenausweis kein Zutritt .

KPD . Bezirksvorstand

Herausgeber : Kommunistische

Spruchkammer Karlsruhe verurteilt Antifaschisten - -
Die Verhandlung der Spruchkam - fälschlicherweise an , daß er Pg . sei , und leicht war auch der öffentliche Klägermer II gegen den Bezirksbetriebsrats - auf diese Angabe im Gerichtsprotokoll beeindruckt , dem nach einer Verhand -vorsitzenden der Post , Adolf Mayer , stützte sich der öffentliche Kläger , ob- lung , in der er gegen einen Nazi dreiwar eine Tragikomödie . Die Hinter -_ wohl zahlreiche Zeugen die antifaschi - Jahre Arbeitslager beantragte , dergründe dieses Spruchverfahrens gehen stische Gesinnung und den aktiven Wi- Rechtsanwalt Ingenohl sagte : „Sie müs -auf die üblen Treibereien des Land - derstand des „Betroffenen “ bestätigten , sen Mut haben , wenn Sie heute nochkreissekretärs der SPD , Jülg , zurück . Den Gipfel der Instinktlosigkeit er - wagen , solche Anträge zu stellen *,der es bis heute noch nicht verwinden klomm die Spruchkammer mit dem Es hätte sicherlich keines Mutes beimkonnte ^ im Rennen um den Platz des Vorwurf , daß Mayer als Betriebsrat öffentlichen Kläger bedurft , um imPostpräsidenten auf der Strecke ge- seit dem Jahre 1945 als verantwortlich Falle Mayer das Spiel von Leuten zublieben zu sein . .Als eines der Hinder - für die Entlassungen von Nazis aus der durchschauen , die im Dritten Reich Er -nisse zu diesem begehrten Platz an Post zu betrachten sei . Schwerbelastete gebenheitsadressen .an den Führer rtch -der Sonne betrachtete er den Betriebs - Personen wurden vom Vorsitzenden teten und heute darüber vergrämt sind ,ratsvorsitzenden Mayer , der wenige S t e h 1 i' n als Gentlemenzeugen gegen daß sie im demokratischen Staat nichtTage vor der Betriebsratswahl zur den Antifaschisten benutzt . Die zahl - Postpräsident wurden . Kurz und gut ,Strecke gebracht werden sollte . reich erschienenen Pgs . manifestierten die Nazis konnten ihre helle ■Freude

Mayer wird vorgeworfen , daß er dann auch deutlich ihre Sympathie für am öffentlichen Kläger und der Kam -
Mitglied der NSDAP und Blockhelför diesen Kammervorsitzenden , dem an - mer Stehlin erleben , ünd der Antifa¬
während des Dritten Reiches gewesen geblich die Aufgabe obliegt , das Gesetz schist Mayer wurde in den Rang einessei . Die Beweisaufnahme ergab ein xur „Befreiung von Nazismus und Mi- „ Mitläufers “ erhoben . Der dienstver -
anderes Bild . Der Angeschuldigte nahm ktarismus “ in Anwendung zu bringen , pflichtete Kammervorsitzende könnte
während des Krieges als Postschaffner Was kann man auch von diesem nichts besseres tun , als sich schnell -

- Partei auf der Pariser Strecke Verbindung Manne und einer Kammer mehr ver - stens entpflichten zu lassen , denn er
o ? e^»rk ?,vorst 2f?d S ? I? ba <!e?: mit der Bewegung „Freies Deutsch - langen , die in einem früheren Verfah - hat ja jetzt zur genüge unter Beweis

W web «* i -Kurt ^and “ in Frankreich auf , und vermit - ren dem als Zeugen erschienenen Ge- gestellt , daß er in die heutige Entna -
helmer Großdrucjcepet , Mannheim Ri <S

* teIte regelmäßig Briefe und Material stapoverbrecher und Mörder des Staats - ziflzierungspraxis ausgezeichnet hlnein -- Herausgegeben mit Genehmigung der unter Lebensgefahr nach Deutschland , rats Marum , Karl Sauer , bestätigten , paßt und sich den „Freibrief “ für spä -Nachrichten -Kontrolt -Abteilung für Würt - In bin Verfahren wegen Schmuggels daß er trotz seiner Vergangenheit ein ter erworben hat .temberg -Baden . - Auflage : 22 mm. verwickelt , gab Mayer mit Absicht „anständiger Kerl “ geblieben sei . Viel - F. K. H. Dietz , Stadtrat
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